Resolution
des BVK-Prasidiums und Préasidialrates
zum
Referentenentwurf des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Arbeit zu einem

Ersten Gesetz zur Neuregelung des Versicherungsvermittlerrechts
vom 9. Dezember 2004

Der Bundesverband Deutscher Versicherungskaufleute (BVK), der die Interessen von mehr
als 30.000 hauptberuflichen Versicherungskaufleuten wahrnimmt und der an den Beratungen
zur Verabschiedung der EU-Richtlinie Gber Versicherungsvermittiung des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 9. Dezember 2002 beteiligt war, begriit die angestrebte Um-
setzung der Richtlinie in deutsches Recht, da damit die wesentlichen Ziele der EU-Richtlinie,

= eine einheitliche, hohe fachliche Qualifikation der Versicherungsvermittler und

= ein besserer Verbraucherschutz u.a. durch Informations- und Dokumentationspflich-
ten des Vermittlers und dessen Verpflichtung zum Nachweis einer Vermdgensscha-
denhaftpflichtversicherung erreicht werden sollen sowie

= die Versicherungsvermittler in die Lage versetzt werden, uneingeschrankt und tberall
in der Gemeinschaft tatig zu werden.

Der vorliegende Referentenentwurf des Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit
wird den Zielen und Anforderungen der EU-Richtlinie nicht gerecht.

Der BVK lehnt die stufenweise Umsetzung der EU-Richtlinie Gber Versicherungsvermittlung
ab, sie erreicht die an den Gesetzgeber der Mitgliedstaaten gerichteten Auflagen zur Umset-
zung der EU-Richtlinie in Deutschland nicht.

Nach der EU-Richtlinie sollten bis zum 15. Januar 2005

! Richtlinie 2002/92/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 2002 iiber Versiche-
rungsvermittlung, ABI. vom 15. Januar 2003 L 9;
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L,Versicherungsvermittler bei der zusténdigen Behérde des Mitgliedstaates, in dem
sie ihren Wohnsitz oder ihre Hauptverwaltung haben, eingetragen werden, sofern
sie strengen beruflichen Anforderungen in Bezug auf ihre Sachkompetenz, Leu-
mund, Berufshaftpflichtversicherung und finanzielle Leistungsféhigkeit geniigen®.

Die EU-Richtlinie gibt den Mitgliedstaaten namlich im Wesentlichen vor:

1. Eine einzige Auskunftsstelle zu errichten, die einen leichten und schnellen Zugang zu
den Informationen aus den verschiedenen Registern ermdglicht, die auf elektroni-
schem Wege erstellt und standig auf dem neuesten Stand gehalten werden sollen,

2. die Eintragung von Versicherungsvermittlern zu gewahrleisten und bei den zustandi-
gen Behdrden davon abhangig zu machen, dass die Anforderungen an die berufliche
Qualifikation nach Artikel 4 erfiillt sind,

3. die Anforderungen an die angemessenen Kenntnisse und Fertigkeiten festzulegen,
Uber die die Versicherungsvermittler zu verfugen haben und

4. Bestimmungen zu erlassen, wonach die Versicherungsunternehmen nur die Dienste
der Vermittler in Anspruch nehmen dirfen, die u.a. aufgrund ihrer nachgewiesenen
fachlichen Qualifikation in das Register eingetragen sind.

All diese grundlegenden Vorgaben der EU-Richtlinie werden aber durch den Referentenent-
wurf eines Ersten Gesetz zur Einfiihrung des Versicherungsvermittlerrechts nicht beachtet
und somit nicht innerhalb der gesetzten Frist bis zum 15. Januar 2005 umgesetzt und er-
reicht.

Der Entwurf stellt kein Berufszugangsrecht dar, sondern ein ,Schadenabsicherungs- und -
regulierungsrecht zu Gunsten des Verbrauchers. Eines solchen Rechts wiirde es aber nicht
bedlrfen, wenn durch berufszugangs- und berufsaustbungsrechtliche Bestimmungen die
Qualitat der Versicherungsvermittiung so festgeschrieben wird, dass es erst gar nicht zu Ge-
fahren und Schaden kommt oder die Qualifikation des Vermittlers Schaden weitgehend ver-
meiden hilft. Niemand kdme auf die Idee, die arztliche Berufserlaubnis von dem Nachweis
einer Vermogensschadenhaftpflichtversicherung abhangig zu machen, ohne jedoch von dem
einer ausreichenden Qualifikation.

Allein deutsche Vermittler werden einen wirtschaftlicher Schaden erleiden

Durch die vorlaufige Nichdtumsetzung der EU-Richtlinie in Deutschland droht vielen Versi-
cherungsvermittlern ein erheblicher Schaden.

In der Gemeinschaft hatten die bisherigen Mitgliedstaaten mit Ausnahme Deutschlands be-
reits berufszugangs- und berufsaustbungsrechtliche Bestimmungen flir Versicherungsver-
mittler. Auch wurden die zugelassenen Vermittler dort bereits registriert. Die meisten dieser
Lander werden zudem entsprechend der Vorgabe der EU-Richtlinie zum 15. Januar 2005
auch eine gesetzliche Anpassung der bestehenden Regelungen an die Richtlinie vorneh-
men.
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Ohne eine Berufszulassung und damit ohne eine Registrierung dirfen aber entsprechend
Artikel 3 Abs. 5 der Richtlinie deutsche Versicherungsvermittler innerhalb der Gemeinschaft
weder ihre Dienstleistungen anbieten noch eine Niederlassung begriinden. Diejenigen Ver-
mittler, die bisher Grol¥risiken, die in Deutschland nicht versicherbar sind, auf dem europai-
schen Markt und hier vor allem im Vereinigten Kénigsreich ,eingekauft‘ haben, werden diese
Geschafte nach dem 15. Januar 2005 nicht mehr tatigen kénnen. Auch werden Vermittler,
die im grenznahen Bereich bereits Vermittlungsgeschafte fiir das Jahr 2005 akquiriert haben,
diese Vertrage nicht abschliellen kdnnen. Provisions- und Courtageverluste sind zwangslau-
fig mit der Nichtumsetzung der EU-Richtlinie verbunden, fur die der deutsche Gesetzgeber
verantwortlich ist und der Staat haftet.

Alle Versicherungsvermittler miissen iiber eine Erlaubnis auf der Grundlage einer ein-
heitlichen Qualifikation verfiigen.

Der BVK fordert mit Entschiedenheit, dass alle Versicherungsvermittler, die die gleichen
Dienstleistungen anbieten, einer Erlaubnis auf der Grundlage einer einheitlichen Qualifikati-
on bediirfen. Als Mindestqualifikation ist dabei in Ubereinstimmung mit den deutschen Versi-
cherern die Ausbildung zur Versicherungsfachfrau bzw. zum Versicherungsfachmann zu
sehen.

Unter Versicherungsvermittiung ist nach Artikel 2 Abs. 3 der EU-Richtlinie, die

»,das Anbieten, Vorschlagen oder Durchflihren anderer Vorbereitungsarbeiten zum Ab-
schlieBen von Versicherungsvertrdgen oder das AbschlieRen von Versicherungsvertra-
gen oder das Mitwirken bei deren Verwaltung und Erfiillung, insbesondere im Schaden-
fall”

definiert. Dieser Definition schlief3t sich der BVK an. Der Referentenentwurf hingegen ver-
steht nur denjenigen als ,Versicherungsvermittler®, der ,gewerbsméfig ... den Abschluss von
Versicherungsvertrdgen vermitteln will*, so dass derjenige, der nur einen Versicherungsbe-
stand verwaltet oder der flr einen Versicherungsvermittler Vorbereitungsarbeiten zum Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages leistet, unverstandlicherweise nicht unter das Gesetz
zur Neuregelung des Versicherungsvermittlungsrechts fallen soll.

Versicherungsvermittler, die einer Erlaubnis bedurfen, sind nach Auffassung des BVK all
diejenigen, die als naturliche Personen, in einer Personengemeinschaft oder als Mitarbeiter
von juristischen Personen selbstandig Versicherungsvertrage vermitteln oder daran mitwir-
ken, sei es unmittelbar fiir ein Unternehmen oder fiir einen anderen Versicherungsvermittler.

Auch Bausparkaufleute, die Versicherungsvertrage vermitteln, bendtigen einer Erlaubnis
nach dem Versicherungsvermittlerrecht. Dies entspricht der EU-Richtlinie, wonach die Ver-
mittlung von Risikolebensversicherungen fir Bausparer auch im Rahmen eines Kollektivver-
trages nach der EU-Richtlinie fur Versicherungsvermittiung grundsatzlich erlaubnispflichtig
sein soll, was schon aus Artikel 1 Abs. 2 lit. b der Richtlinie hervorgeht. Danach sollten
grundsatzlich unter den Anwendungsbereich der Richtlinie und somit auch der mitgliedstaat-
lichen Gesetze alle Lebens- und Haftpflichtversicherungen fallen, was zur Folge hat, dass

RAP/win/einstein/Prasidialrat/KéIn2005/Resolution
02.03.2005



auch Vermittler von Versicherungen zur Abdeckung von Bausparkrediten unter den Anwen-
dungsbereich eines deutschen Versicherungsvermittlergesetzes fallen missen und diese
Vermittler ebenfalls eine Berufshaftpflichtversicherung oder eine umfassende Haftungsuber-
nahme durch das Bausparkassenunternehmen nachzuweisen haben.

Die Anforderungen an die Beratungs-, informations- und Dokumentationspflichten des
Vermittlers sind zu unbestimmt, zu weitgehend und gehen von einem unmiindigen
Kunden aus.

Die Mitteilungspflicht flr Versicherungsvertreter und Versicherungsmakler sind missgltickt
und fur Einfirmenvertreter unangemessen, da dieser naturlicherweise nur auf die Produkte
des Unternehmens hinweisen kann, fur das er als Vermittler tatig ist. Sucht ein Kunde die
Geschéftsstelle eines Einfirmenvertreters zum Abschluss eines Versicherungsvertrages auf,
so ist es nicht nur birokratisch, sondern abwegig, von ihm eine Erklarung abzuverlangen, flr
welches Unternehmen er tatig ist. Niemand kédme auf die Idee, von einem ,Opel-Handler*
den Hinweis abzuverlangen, dass er nicht ,Ford-Produkte” vertreibt.

Auch die in § 42v VVG vorgesehenen Informationsverpflichtungen des Vermittlers werden
vom BVK abgelehnt. Diese Bestimmung enthalt keinen konkreten und anwendungsfahigen
Norminhalt, insbesondere enthalt er keine dem Tenor seiner Zielsetzung nach abzuleitende
Differenzierung des Beratungsaufwands bei den unterschiedlichen Versicherungsprodukten.
Es bleibt vollig unklar

e wann ein angemessenes Verhaltnis zwischen Beratungsaufwand und Pramie be-
steht,

e wie die Schwierigkeit der Beurteilung eines angebotenen Produktes zu beurteilen ist,

e wann aufgrund der Situation des Kunden nach dessen Winschen und Bedurfnissen
Anlass zur Befragung besteht und

e was unter Komplexitat eines Versicherungsvertrages zu verstehen ist.

All diese unbestimmten Rechtsbegriffe und Umschreibungen verhindern Eindeutigkeit und
geben allein Raum flir eine weit ausgedehnte Rechtsauslegung durch die Gerichte.

Hinweispflicht auf Schadenersatz ist diskriminierend

In keinster Weise erscheint es akzeptabel, dem Vermittler die in § 42c Abs. 2 vorgesehene
Pflicht aufzuerlegen, den Kunden bei Verzicht auf eine schriftliche Dokumentation darauf
hinzuweisen, dass dies mdglicherweise nachteilige Auswirkungen auf eigene Schadener-
satzanspriche gegen den Vermittler hat. Bisher ist es dem deutschen Recht unbekannt, ei-
nem Dienstleistungsanbieter eine solche ihn diskriminierende Verpflichtung aufzuerlegen. Es
sind auch keine Grunde ersichtlich, ausgerechnet und einzig den Versicherungsvermittler
durch eine solche Bestimmung herabzuwdurdigen.
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BVK fordert Beteiligung an Schlichtungsstelle
Keine Kostenlast fiir Vermittler bei unberechtigten Beschwerden

Der BVK lehnt den Vorschlag ab, dass — aulier in Fallen der offensichtlich missbrauchlichen
Beschwerde — der Versicherungsvermittler die Kosten eines Beschwerdeverfahrens selbst
dann tragen soll, wenn sich die Beschwerde als unbegrindet erweist.

Die Versicherungsvermittler missen in den Beiraten bei den Ombudsmann-Vereinen betei-
ligt werden. Bisher waren lediglich Verbraucherschutzverbande beteiligt. Hintergrund dieser
Regelung ist, dass sich die Beschwerden, uber die die Ombudsleute befinden, gegen die
Versicherungsunternehmen richten. Wenn im Zuge der Umsetzung der EU-Richtlinie Uber
Versicherungsvermittlung die vorhandenen Ombudsleute jedoch Uber Beschwerden gegen
die Versicherungsvermittler zu befinden haben, ist es zwingend, diesen Berufsstand an den
Beiraten zu beteiligen. Eine dieser Anforderung entsprechende Bestimmung sollte eine wei-
tere Voraussetzung der Anerkennung von privatrechtlich organisierten Schlichtungsstellen
sein.

Ko6ln, den 12. Januar 2005

RAP/win/einstein/Prasidialrat/KéIn2005/Resolution
02.03.2005



	Auch die in § 42v VVG vorgesehenen Informationsv�
	
	
	
	
	BVK fordert Beteiligung an Schlichtungsstelle


	Keine Kostenlast für Vermittler bei unberechtigt�




